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Erhaltungssatzung „Agnes-Bernauer-Straße“

Satzung „Agnes-Bernauer-Straße“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

(Erhaltungssatzung „Agnes-Bernauer-Straße“)
vom 26. März 2020

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und § 172 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), folgende  
Satzung:

§ 1
Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1) �Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2) �Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.10.2019 (Maßstab 1:7500),aus
gefertigt am 26. März 2020, festgelegt. Der Lageplan ist 
Bestandteil der Satzung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) �Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2) �Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).
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(3) �Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3
Antrag, Anzeige

(1) �Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs.1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch  
der Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2) �In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 2 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5
In-Kraft-Treten

�Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am  18.03.2020  beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und

2. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bau
ordnung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 26. März 2020	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Amtsblatt_10.indd   234Amtsblatt_10.indd   234 02.04.20   13:3002.04.20   13:30



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 10/2020

235

26. 

Amtsblatt_10.indd   235Amtsblatt_10.indd   235 02.04.20   13:3002.04.20   13:30



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 10/2020

236

Erhaltungssatzung „Friedenheimer Straße“

Satzung „Friedenheimer Straße“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

(Erhaltungssatzung „Friedenheimer Straße“)
vom 26. März 2020

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und § 172 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), folgende 
Satzung:

§ 1
Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1) �Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2) �Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.10.2019 (Maßstab 1:5000), aus
gefertigt am 26. März 2020, festgelegt. Der Lageplan ist 
Bestandteil der Satzung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) �Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2) �Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3) �Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3
Antrag, Anzeige

(1) �Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs.1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch der 
Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2) �In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 2 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am  18.03.2020  beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften und

2. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bau
ordnung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 26. März 2020	 Dieter Reiter 
		  Oberbürgermeister
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Erhaltungssatzung „Pfarrer-Endres-Weg /  
Landsberger Straße“

Satzung „Pfarrer-Endres-Weg / Landsberger Straße“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

(Erhaltungssatzung „Pfarrer-Endres-Weg /  
Landsberger Straße“)
vom 26. März 2020

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und § 172 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), folgende 
Satzung:

§ 1
Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1) �Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2) �Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.10.2019 (Maßstab 1:7500), aus
gefertigt am 26. März 2020, festgelegt. Der Lageplan ist 
Bestandteil der Satzung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) �Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2) �Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3) �Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3
Antrag, Anzeige

(1) �Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs.1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch der 
Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2) �In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 2 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Sie gilt für die Dauer von zwei Jahren.

Der Stadtrat hat die Satzung am  18.03.2020  beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften und

2. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bau
ordnung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 26. März 2020	 Dieter Reiter 
		  Oberbürgermeister
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Erhaltungssatzung „Birnauer Straße“

Satzung „Birnauer Straße“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

(Erhaltungssatzung „Birnauer Straße“)
vom 26. März 2020

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl.  
S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 737) und § 172 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt
machung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), folgende 
Satzung:

§ 1
Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1) �Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2) �Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.10.2019 (Maßstab 1:5000), aus
gefertigt am 26. März 2020, festgelegt. Der Lageplan ist 
Bestandteil der Satzung.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) �Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2) �Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3) �Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3
Antrag, Anzeige

(1) �Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs.1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch der 
Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2) �In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 2 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am  18.03.2020  beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften und

2. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bau
ordnung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 26. März 2020	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister
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Bekanntmachung
über den Erlass des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 1942a

der Landeshauptstadt München
Lilienthalallee (westlich),
Maria-Probst-Straße (östlich)

– Campus für Innovation und Forschung –

(Teilverdrängung der Bebauungspläne
Nrn. 1404a und 2024)
vom 26. März 2020

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat für das oben 
bezeichnete Gebiet am 29.05.2019 den Bebauungsplan mit 
Grünordnung Nr. 1942a als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung nach  
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Der Bebauungsplan mit Grünordnung wird mit Begründung 
und zusammenfassender Erklärung vom Tag der Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung an zu jedermanns Einsicht 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Hochhaus, 
Blumenstraße 28b, während der Dienststunden (Montag – 
Donnerstag von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr, Freitag 9.30 Uhr bis 
12.00 Uhr) bereitgehalten. Außerhalb dieses Zeitraumes  
können Termine zur Einsichtnahme vereinbart werden (Tel. 
2 33-2 29 04). Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebau-
ungsplanes mit Grünordnung Auskunft gegeben.

Hinweis gemäß § 44 BauGB:
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB hingewiesen.
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den  
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender
jahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die  
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:
Unbeachtlich werden
1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form
vorschriften,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des vorstehenden Bebauungsplanes mit Grünordnung schrift-
lich gegenüber der Landeshauptstadt München (Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung) unter Darlegung des die Ver-
letzung oder den Mangel begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 29. Mai 2019 beschlossen.

München, 26. März 2020	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Die Landeshauptstadt München gibt Folgendes bekannt:

Die folgenden Verfügungen wurden bereits im Amtsblatt vom 
20.02.2020 veröffentlicht. Die erneute Veröffentlichung korri-
giert das Datum der Bekanntgabe und somit die Wirksamkeit 
der Verfügungen. 

Widmungsverfügung
für den 21. Stadtbezirk Pasing-Obermenzing

Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses vom 
05.11.2019 werden die Teilstrecken des Angela-von-den-
Driesch-Weges 
	– zwischen der Baumbachstraße (= km 0,000) und der  

Westseite des Wendebereichs der Erna-Eckstein-Straße  
(= km 0,220) (Flstk. Nr. 1169/9 Gem. Pasing) und 

	– zwischen der Ostseite des Wendebereichs der Erna- 
Eckstein-Straße (= km 0,220) und der südlichen Grenze  
von Flstk. Nr. 957/5 auf Höhe der Peter-Anders-Straße  
(= km 1,202) (Teilfl. aus Flstk. Nr. 957/3 Gem. Pasing) 

jeweils zu einem „beschränkt-öffentlichen Weg, für Fuß- und 
Radverkehr“ gewidmet.

Die Landeshauptstadt München besitzt die für die Widmungen 
erforderlichen Verfügungsbefugnisse. 

Die Widmungen gelten gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG 
am 14.4.2020 als bekannt gegeben und damit wirksam.

Umstufungs- und Einziehungsverfügungen
für den 22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied

Gemäß dem Beschluss des Bezirksausschusses vom 
20.11.2019 werden die bisher als Gemeindeverbindungsstraße 
gewidmeten Teilstrecken des
	– Freihamer Weges  (Flstk. Nr. 751/0, 726/1, 1210/3, 741/1, 

740/1, 739/1, 783/1, 1210/5 und 866/1 und Teilfl. aus Flstk. 
Nr. 586/2, 1210/6, 783, 784, 785/0, 785/1, 790/1 und 878/1 
Gemarkung Aubing) zwischen dem Germeringer Weg (= km 
0,000) und der Kehre (beim Anwesen Kunreuthstraße 53)  
(= km 0,790) zu einer Ortsstraße gem. Art 7 BayStrWG um-
gestuft und des 

	– des Freihamer Weges (Flstk. Nr. 1210/0 und Teilfl. aus Flstk. 
Nr. 878/1, 1211/0 Gemarkung Aubing) zwischen der Kehre 
(= km 0,790) und der Bodenseestraße (= km 1,960) wege-
rechtlich nach Art. 8 BayStrWG eingezogen. 

Außerdem werden die bisher als ausgebauter Feld- und Wald-
weg gewidmeten Teilstrecken des
	– des  Germeringer Weges (Teilfl. aus Flstk. Nr. 757/0, 799/0 

und 586/0 Gemarkung Aubing) zwischen dem Freihamer 
Weg (= km 0,000) und der Aubinger Allee (= km 0,171) zu  
einer Ortsstraße gem. Art. 7 BayStrWG ungestuft und 

	– des Hörwegs (Flstk. Nr. 790/2, 866/3 und 866/4 Gemarkung 
Aubing) zwischen dem Freihamer Weg (= km 0,000) und der 
Westseite der Aubinger Allee (= km 0,254) wegerechtlich 
gem. Art. 8 BayStrWG eingezogen.

Die oben angegebenen Straßenstecken werden durch den 
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2068 der Landeshaupt-
stadt München überplant. Die umzustufenden Teilstrecken 
haben durch den Umbau eine geänderte Verkehrsbedeutung 
und die Teilstrecken des Freihamer Wegs und des Hörwegs 
sind zurück gebaut und haben somit keine Verkehrsbedeu-
tung mehr. 

Diese Umstufungen und  Einziehungen gelten gemäß Art. 41 
Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG am 14.04.2020 als bekannt gegeben 
und damit wirksam. 

Die Verfügungen einschließlich ihrer Begründungen und dem 
Lagepläne können bei der Landeshauptstadt München, Bau-

Amtsblatt_10.indd   242Amtsblatt_10.indd   242 02.04.20   13:3002.04.20   13:30



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 10/2020

243

referat, Friedenstraße 40, 81671 München, Zimmer 5.117
(5 Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis zum 16.05.2020 
eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügungen kann innerhalb eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungsge-
richt in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nie-
derschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl  
S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des 
BayStrWG abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 
Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der 
Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(derzeit: www.vgh.bayern.de).
Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 9. April 2020	 Baureferat
		  Verwaltung und Recht

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Truderinger Str. 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Trudering, 339/1
Neubau Sozialbürgerhaus Trudering mit Volkshochschule, 
Bibliothek und Freiwilliger Feuerwehr (VORBESCHEID) 
(Karpfenstr./Truderinger Str.)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 25.03.2020, Az. 1.7-2019-14893-32, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Die Nachbarzustellung wird gem. Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO 
aufgrund der großen Zahl an Nachbarn entsprechend Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentliche Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München ersetzt. Die Zu
stellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 
BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 

und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 340, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-
team32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-248 29.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

	– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

	– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

	– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diesen Vorbescheid hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

	– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 25. März 2020	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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